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Amtlicher Teil

Rücknahme der Einziehungsverfügung  
„Parkplatz P-0217 in Schwedt/Oder im Bereich der Straße der Jugend“
Im Amtsblatt für die Stadt Schwedt/Oder Schwedter Rathausfenster vom 
23.02.2019 wurde die folgende Einziehungsverfügung bekannt gemacht:

Parkplatz P-0217

Flur:		  47
Flurstücke:	 226 und 256 (beide teilweise)

Diese Einziehungsverfügung wird hiermit zurückgenommen.
Es hat sich herausgestellt, dass die Voraussetzung zur Einziehung nicht er-
füllt ist.

Der Umfang der betreffenden Fläche ist auf dem Lageplan stark gekenn-
zeichnet.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bürgermeister der 
Stadt Schwedt/Oder, Dr. Theodor-Neubauer-Straße 5, 16303 Schwedt/Oder 
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem 
Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Bei Verwendung der 
elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten, die im Impressum der Internetseite www.schwedt.eu unter „Hin-
weise zum E-Mail-Verkehr“ aufgeführt sind.

Schwedt/Oder, 25.04.19

Polzehl
Bürgermeister
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WIDMUNGSVERFÜGUNG

Nach § 6 Brandenburgisches Straßengesetz, in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Juli 2009, veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Brandenburg Teil I, Nr. 15 S. 358, zuletzt geändert durch die Neu-
fassung des Brandenburgischen Straßengesetzes vom 18. Dezember 2018, 
veröffentlicht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil 
I/18, Nr. 37, erhalten folgende in Schwedt/Oder in der Gemarkung Gatow 
gelegenen Verkehrsflächen 

Straße Landwiesenweg, Teilabschnitt 100
Flur: 1
Flurstücke: 900 (teilweise) 

Straße Zum Teerofen, Teilabschnitt 100
Flur: 1
Flurstücke: 900 (teilweise) 

die Eigenschaft einer öffentlichen Straße und werden der Allgemeinheit für 
den öffentlichen Verkehr zur Verfügung gestellt.

Die Straßen werden in die Gruppe der Gemeindestraßen eingestuft. 

Die Widmung wird zum Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung im 
Amtsblatt für die Stadt Schwedt/Oder wirksam.
Der Umfang der gewidmeten Flächen ist auf dem Lageplan gekennzeichnet.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bürgermeister der 
Stadt Schwedt/Oder, Dr. Theodor-Neubauer-Straße 5, 16303 Schwedt/Oder 
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem 
Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Bei Verwendung der 
elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu be-
achten, die im Impressum der Internetseite www.schwedt.eu unter „Hinwei-
se zum E-Mail-Verkehr“ aufgeführt sind.

Schwedt/Oder, den 02.05.19

Polzehl
Bürgermeister
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Bekanntmachung 
über die Auslegung von Planunterlagen im Anhörungsverfahren  
zur Planfeststellung für das Vorhaben der DB Netz AG „Ausbaustrecke (ABS) Berlin – 
Angermünde – Grenze D/Pl (-Szczecin): PRA 1 Bahnhof (Bf) Angermünde (e)  
bis Bahnhof (Bf) Passow (e)“, Bahn-km 70,335 bis 90,700 der Strecke 6328 Angermünde 
– Rosow (DB-Grenze) in den Städten Angermünde und Schwedt (Oder),  
in den Ämtern Oder-Welse, Gramzow und Gerswalde im Landkreis Uckermark  
sowie im Amt Britz-Chorin-Oderberg im Landkreis Barnim
Das Eisenbahn-Bundesamt hat für das oben genannte Bauvorhaben die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 18a AEG und § 1 Vw-
VfGBbg und § 73 VwVfG eingeleitet. Mit Schreiben vom 22.03.2019 wur-
de das Landesamt für Bauen und Verkehr des Landes Brandenburg um die 
Durchführung des Anhörungsverfahrens ersucht.

Die DB Netz AG plant die Ertüchtigung der Bahnstrecke Angermünde bis 
Tantow (Grenze D/Pl) mit dem Ziel, den vorhandenen Bahnkörper zu sanieren 
und so die volle Gebrauchstauglichkeit wiederherzustellen sowie die Stre-
ckengeschwindigkeit von 120 km/h auf 160 km/h zu erhöhen.

Der erste Planrechtsabschnitt (PRA) Bahnhof (Bf) Angermünde (e) bis Bahn-
hof (Bf) Passow (e) ist Gegenstand dieses Vorhabens. Es werden Teile des 
Bahnkörpers, der Gleisanlagen sowie Eisenbahnüberführungen, Durchlässe 
und Bahnübergänge erneuert mit entsprechenden landschaftspflegerischen 

Begleitmaßnahmen für die vom Vorhaben verursachten Eingriffe in Natur 
und Landschaft. 

Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke 
–	 in den Gemarkungen Angermünde, Kerkow, Welsow, Bruchhagen und 

Frauenhagen in der Stadt Angermünde, 
–	 in der Gemarkung Criewen in der Stadt Schwedt (Oder),
–	 in den Gemarkungen Schönermark, Grünow, Briest, Passow, Schönow, 

Flemsdorf und Bergholz-Meyenburg im Amt Oder-Welse, 
–	 in den Gemarkungen Golm und Grünheide im Amt Gramzow, 
–	 in der Gemarkung Ringenwalde im Amt Gerswalde im Landkreis Ucker-

mark
–	 sowie in den Gemarkungen Chorin und Britz im Amt Britz-Chorin-Oder-

berg im Landkreis Barnim beansprucht. 
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Der Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen 
Unterlagen über die Umweltauswirkungen) liegt in der Zeit vom

17. Juni 2019 bis zum 16. Juli 2019 

während der Sprechzeiten 

Dienstag 	 von 09:00–12:00 und 13:00–18:00 Uhr
Donnerstag 	 von 09:00–12:00 und 13:00 Uhr 
Freitag 	 von 09:00–12:00 Uhr 

sowie nach telefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten in der 
Stadt Schwedt, Fachbereich Stadtentwicklung und Bauaufsicht, Dr.-Th.-Neu-
bauer-Str. 12, Raum 116 zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
Zudem wird der Plan im Internet auf https://lbv.brandenburg.de Aufgaben ➔ 
Planfeststellung ➔ Anhörungsverfahren veröffentlicht. Ein Zugang zu den 
Planunterlagen wird auch über das zentrale Portal des Landes Brandenburg 
für umweltverträglichkeitsprüfungspflichtige Vorhaben nach dem UVPG mög-
lich sein (https://www.uvp-verbund.de/bb). Maßgeblich ist jedoch der Inhalt 
der zur Einsicht in den vom Plan betroffenen Städten und Ämtern ausgeleg-
ten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG und § 20 Abs. 2 UVPG). 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 21.01.2019 (wird mit den Planun-
terlagen ausgelegt) hat das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass gemäß 
§ 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für das 
Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

Folgende entscheidungserhebliche Unterlagen über die Umweltauswirkun-
gen wurden vorgelegt: 

–	 Entwässerungskonzept (Unterlage 10)
–	 Baustelleneinrichtung und -erschließung (Unterlage 11)
–	 Rettungswegekonzept (Unterlage 12)
–	 UVP-Bericht mit dem Landschaftspflegerischen Begleitplan (Unterla-

ge 13)
–	 Artenschutzbericht (Unterlage 14)
–	 FFH-Verträglichkeitsprüfung (Unterlage 15)
–	 SPA-Verträglichkeitsprüfung (Unterlage 16)
–	 Schalltechnische Untersuchung (Unterlage 17)
–	 betriebsbedingte Erschütterungstechnische Untersuchung (Unterla-

ge 18)
–	 Baulärmprognose (Unterlage 19).	

Hinweise:

1. 	 Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis 
spätestens ein Monat nach Beendigung der Auslegung, das ist bis zum 
16. August 2019 beim Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 21, 
Anhörung/Planfeststellung Straßen und Eisenbahnen, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten (Telefon: 03342 4266-2103, Fax: 03342 4266-7603 
oder 03342 4266-7601) oder in der Stadt Schwedt/Oder Einwendun-
gen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift zum Aktenzeichen 
2103-31201/6328/006 erheben oder in elektronischer Form mit einer 
qualifizierten Signatur im Sinne des Vertrauensdienstegesetzes (VDG) 
i. V. m. der Verordnung (EU) Nr. 910/2014. Bei der Verwendung der 
elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen 
zu beachten, die im Internet unter www.LBV.Brandenburg.de/media/
QES_technische_Rahmenbedingungen.pdf aufgeführt sind. 

2. 	 Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das 
Maß der Beeinträchtigungen erkennen lassen. Gemäß § 73 Abs. 4 
Satz 3 VwVfG sind Einwendungen und gemäß § 73 Abs. 4 Satz 5 und 
6 VwVfG auch Stellungnahmen von Vereinigungen, die nach Ablauf 
der Einwendungsfrist erhoben werden, und die nicht auf besonderen 

privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Dieser Einwendungs-
ausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die 
sich auf Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG beziehen, nur auf dieses 
Planfeststellungsverfahren.

3. 	 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte 
eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und 
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. Ande-
renfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

4. 	 Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der 
a)	 nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 36 Branden-

burgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz an-
erkannten Verbände und der nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz 
anerkannten Naturschutzvereinigungen, soweit sich diese für den 
Umweltschutz einsetzen

b)	 sowie der sonstigen Vereinigungen und nach in anderen gesetzli-
chen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltange-
legenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen)

	 von der Auslegung des Plans.
5.	 Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobe-

nen Stellungnahmen und 	 Einwendungen verzichten (§ 18a Nr. 1 AEG).
	 Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht. 

Ferner werden diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben ha-
ben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen deren Vertreter, von dem 
Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese durch eine öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. Die Teilnahme an dem Erörterungstermin ist den Be-
teiligten freigestellt. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist 
möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 
nachzuweisen, die der Anhörungsbehörde zu den Akten zu geben ist. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

6.	 Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von 
Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestel-
lung entstehen, werden nicht erstattet.

7.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung 
dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungs-
termin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behan-
delt.

8.	 Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde (Eisenbahn-Bundesamt) entschie-
den. Die Zustellung der Entscheidung 	 (Planfeststellungsbeschluss) an 
die Einwender kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

9. 	 Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach 
§ 19 Abs. 1 AEG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem 
Vorhabenträger ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen 
zu (§ 19 Abs. 3 AEG).

10. 	Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist ebenfalls auf der Internetseite der 
auslegenden Verwaltungsbehörde gemäß § 27a VwVfG zugänglich.

11.	 Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 
–	 dass die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zuläs-

sigkeit des Vorhabens zuständige Behörde das Eisenbahn-Bundes-
amt, Steglitzer Damm 117, 12169 Berlin ist,

–	 dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungs-
beschluss entschieden werden wird,

–	 dass die ausgelegten Planunterlagen den inhaltlichen Anforderun-
gen nach §§ 16 Abs. 1 UVPG entsprechen und ein UVP-Bericht vor-
gelegt wurde. 

12.	 Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren DSGVO wird darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. 
g. Planfeststellungsverfahren die erhobenen Einwendungen und darin 
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mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das Planfest-
stellungsverfahren von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
(Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, 
Datenschutzbeauftragter des Landesamtes für Bauen und Verkehr, Herr 
Böttner, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten, E-Mail: LBV-DSB@lbv.
brandenburg.de, Telefon: 03342 4266-1500) gespeichert und verarbeitet 
werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um den Umfang der 
Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, 
wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für 
die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können an den Vorha-
benträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellung-
nahmen und Einwendungen weitergegeben werden. Insoweit handelt 
es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung auf-
grund einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. c 
DSGVO. Die DB Netz AG und deren Beauftragte sind zur Einhaltung 

der DSGVO verpflichtet. Werden personenbezogene Daten verarbeitet, 
so hat der Betroffene das Recht, Auskunft über die zu seiner Person 
gespeicherten Daten zu erhalten (Art.  15 DSGVO). Sollten unrichtige 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht ihr ein Recht auf 
Berichtigung zu (Art.  16 DSGVO). Liegen die gesetzlichen Vorausset-
zungen vor, so kann die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung 
verlangt sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt werden 
(Art. 17, 18 und 21 DSGVO).

Schwedt/Oder, 9. Apr. 2019

Polzehl
Bürgermeister 

Beschlüsse der Vollversammlung der Jagdgenossenschaft Kunow-Hohenfelde  
vom 26.04.2019
1. 	 Der Bericht des Vorstandes, der Kassenbericht und der Haushaltsplan 

2019/20 werden bestätigt.
2. 	 Der Vorstand wird für das zurückliegende Geschäftsjahr für seine Arbeit 

entlastet.
3. 	 Der Reinerlös aus der Pacht für das Jagdjahr 2018/19 beträgt 1,16 €/

ha.
4. 	 In diesem Jahr erfolgt die Pachtauszahlung für die Grundbesitzer unter 

100 ha für die 3 zurückliegenden Jahre und für die Grundbesitzer über 

100 ha für das abgelaufene Jagdjahr. Die Pacht ist bis zum 30. Juli 2019 
unter Vorlage des Eigentümernachweises und der Angabe der aktuellen 
Bankverbindung (IBAN-Nr.) beim Vorstand zu beantragen.

5. 	 Als Kassenprüfer wurden Frau Kießling und Herr Schewe gewählt.

Birke
Jagdvorsteher

Bekanntmachung der Jagdgenossenschaft Stendell

Die Jagdgenossenschaft Stendell hat am 29.03.2019 während der Vollver-
sammlung folgende Beschlüsse gefasst.

1. 	 Ein neuer Jagdvorstand wurde gewählt:
	 Bernd Nagel, Ullrich Grambauer, Renate Linde-Ohm, Kerstin Weiss, Wil-

fried Mende, Eckhart Gericke,
2. 	 Es wurde der Beschluss gefasst, dass Herr G. Müller einen entgeltlichen 

Begehungsschein bekommt für das Jagdgebiet Stendell West.

3. 	 Ab 01.04.2020 erfolgt die Zusammenlegung der Jagdbögen Stendell 
Süd und Stendell West

4. 	 Beschluss über die Ausschüttung der Reinerträge alle 2 Jahre

Stendell, den 08.05.2019

Bernd Nagel
Jagdvorsteher

Öffentliche Bekanntmachung der Jagdgenossenschaft Gatow

Einladung zu der Versammlung der Mitglieder der Jagdgenossenschaft Ga-
tow

am Mittwoch den 12.06.2019
 um 17.00 Uhr

im Feuerwehr- und Gemeindehaus Gatow
Zum Teerofen 6

Eingeladen sind alle Eigentümer von Grundflächen, die zum gemeinschaft-
lichen Jagdbezirk der Jagdgenossenschaft Gatow gehören, auf denen Jagd 
ausgeübt werden darf.

Tagesordnung
1. 	 Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. 	 Bericht des Vorstandes
3. 	 Bericht des Kassenführers
4. 	 Haushaltsplan
5. 	 Verwendung des Reinertrages 
6. 	 Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers
7. 	 Sonstiges

Schwedt, 08.05.2019

Marko Schmidt
Jagdvorsteher
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Einladung zur Genossenschaftsversammlung der Jagdgenossenschaft Kummerow
Am 23. Juni 2019, um 18 Uhr, im Gasthof Pahl in Kummerow.

Die Tagesordnung ist ortsüblich öffentlich ausgehangen.

Eigentumsnachweise sind vor Beginn der Veranstaltung vorzulegen.

Schützler
Vorsitzender der Jagdgenossenschaft Kummerow

Ende des amtlichen Teils

Redaktionsschluss
Das nächste Amtsblatt für die Stadt Schwedt erscheint am 29. Juni 2019. 
Redaktionsschluss ist der 12. Juni 2019. Hinweis: Die Redaktion behält sich vor, eingereichte (nicht-amtliche) Texte zu kürzen.

Nichtamtlicher Teil

Ende des nichtamtlichen Teils

Die Sirene in der Tasche – Warn-App NINA informiert über Gefahrenlagen 
Mit der Notfall-Informations- und Nachrichten-App des Bundes, kurz 
Warn-App NINA, können Sie wichtige Warnmeldungen des Bevölke-
rungsschutzes für unterschiedliche Gefahrenlagen wie z. B. Gefahrstoff- 
ausbreitung oder einem Großbrand erhalten. Wetterwarnungen des Deut-
schen Wetterdienstes und Hochwasserinformationen der zuständigen Stel-
len der Bundesländer sind ebenfalls in die Warn-App integriert.

NINA warnt:
•	 für Orte die Sie interessieren
•	 für Ihren aktuellen Standort
•	 rund-um-die-Uhr
•	 mit einem Warnton, den Sie einstellen
•	 vor Gefahren wie Großbränden, Unwettern und Hochwasser und
•	 gibt Ihnen wichtige Hinweise zum richtigen Verhalten in Gefahrensitu-

ationen
Technischer Ausgangspunkt für NINA ist das modulare Warnsystem des 
Bundes (MoWaS). Neben der Warnfunktion bietet die Warn-App NINA auch 
grundlegende Informationen und Notfalltipps zu Themen des Bevölkerungs-
schutzes an. Damit die Warn-App NINA Sie warnt und richtig funktioniert, 
müssen Sie die App nach der Installation einmal starten und nach Ihren 
Wünschen einstellen.

Was bietet NINA?
Die Ansicht „Meine Orte“ ist die Startseite von NINA. Dort werden die War-
nungen des Bevölkerungsschutzes, Wetterwarnungen und Hochwasserin-
formationen für die von Ihnen favorisierten Orte sowie auf Wunsch auch 
Ihren aktuellen Standort angezeigt. Über das Teilen-Symbol in der Titelleiste 
einer Warnmeldung haben Sie zudem die Möglichkeit, eine Warnung über die 
auf Ihrem Gerät installierten Apps zu teilen (z. B. per E-Mail oder über Social 
Media wie Facebook und Twitter).

Push-Funktion für Warnungen
Alle Warnungen können Sie auf Wunsch als Push-Benachrichtigung erhal-
ten. Nach Bekanntgabe der Warnmeldungen werden Sie dann mit einer 
Benachrichtigung und dem von Ihnen gewählten Warnton auf Ihrem Smart-
phone informiert.

Standort-Funktion von NINA
Push-Benachrichtigungen können Sie auch für Ihren aktuellen Standort ein-
stellen. Die App prüft dann bei jeder neuen Warnung auf Ihrem Gerät, ob 
Sie sich in dem Landkreis oder der Stadt aufhalten, für die die Warnung gilt. 
Nur wenn dies der Fall ist, wird die Push-Benachrichtigung auch angezeigt. 

Ganz wichtig für Sie: Ihre Standortdaten werden  dabei zu keinem Zeitpunkt 
an das BBK oder seine Partner übermittelt. Die Standortüberprüfung erfolgt 
nur auf Ihrem Gerät.

Kartenansicht
Das gemeldete Warngebiet wird in der Kartenansicht dargestellt. In jeder 
Warnmeldung kann über das Kartensymbol auf die Kartenansicht gesprun-
gen werden. Wenn die Kartenansicht über das Hauptmenü angewählt wird, 
ist standardmäßig ganz Deutschland zu sehen. In der Karte kann über das 
Symbol unten rechts die anzuzeigende Warnkategorie (Bevölkerungsschutz, 
Wetter, Hochwasser) ausgewählt werden.

Notfalltipps
Hier finden Sie Verhaltenshinweise und Empfehlungen wie Sie sich auf be-
stimmte Gefahren oder Ereignisse (z. B. Brand, Unwetter oder Hochwasser) 
vorbereiten und sich und andere in einer Gefahrensituation schützen können.

Warnung in Deutschland
Eine der Aufgaben des Zivil- und Katastrophenschutzes ist die Warnung 
der Bevölkerung. Seit 2013 wird dafür vom BBK das Modulare Warnsystem 
(MoWaS) betrieben. Auch alle Lagezentren der Länder und viele bereits an-
geschlossene Leitstellen von Städten und Kommunen können dieses Warn-
system nutzen. In der Regel sind dies Feuerwehr- und Rettungsleitstellen, 
die Warnmeldungen für lokale Gefahrenlagen herausgeben. Informieren Sie 
sich bei Ihrem Landkreis oder Stadt, welche Möglichkeiten zur Warnung der 
Bevölkerung genutzt werden.

Material und Infos
www.bbk.bund.de/NINA

Ihr Ansprechpartner vor Ort:
Landkreis Uckermark, Ordnungsamt, SG Brand- und Katastrophenschutz/
Rettungsdienst, Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau
 03984/701132, Fax: 03984/704032, E-Mail: ordnungsamt@uckermark.de

Warn-App NINA kostenlos herunterladen
für iOS (ab Version 8.0)                                    für Android (ab Version 4)


